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1. Anhebung des Grund- und Unterhaltsfrei-
betrags, Kindergelds und Kinderzuschlags 
ab 2017

Mit einem vom Bundeskabinett am 12.10.2016 beschlossenen Ge-
setz sollen die nach den Vorgaben des Existenzminimumberichts 
verfassungsrechtlich gebotenen Anhebungen des steuerlichen 
Grund-, Unterhaltshöchst- und Kinderfreibetrags zum 1.1.2017 um-
gesetzt werden. Entsprechend erhöht sich auch das Kindergeld. Da-
neben will der Gesetzgeber durch die Änderung der Steuertarife die 
sog. kalte Progression mildern und an die Infl ationsrate anpassen. 

Die von der Regierung bekannt gegebenen Zahlen lauten:

2016 ab 2017 ab 2018

Grundfreibetrag/Un-
terhaltshöchstbetrag

8.652 € 8.820 € 9.000 €

Kinderfreibetrag 4.608 € 4.716 € 4.788 €

Kindergeld

1. und 2. Kind 190 € 192 € 194 €

3. Kind 196 € 198 € 200 €

4. Kind und weitere 221 € 223 € 225 €

Kinderzuschlag max. 160 € 170 € 170 €

Über die weiteren geplanten Änderungen war bei Ausarbeitung die-
ses Informationsschreibens noch nichts bekannt. Wir werden Sie 
aber nach Verabschiedung des Gesetzes weiter auf dem Laufenden 
halten.

2. Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht vom 
Gesetzgeber überarbeitet

Der Bundesrat hat am 14.10.2016 der Reform der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer zugestimmt. Inwieweit diese Neuregelungen den 
Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts entsprechen, wird 
sich erst zeigen müssen. Hier die Regelungsinhalte im Einzelnen in 
Kurzform:

1. Verschonungsregeln: Wie bisher wird das begünstigte Betriebs-
vermögen nach Wahl des Erwerbers zu 85 % oder zu 100 % von der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer befreit, wenn bestimmte Voraus-
setzungen erfüllt sind:

Entscheidet sich der Erwerber für die Verschonung in Höhe von 85 
% des begünstigten Vermögens, muss er den Betrieb mindestens 5 
Jahre fortführen (Behaltensfrist) und nachweisen, dass die Lohn-
summe innerhalb dieser Zeit nach dem Erwerb insgesamt 400 % der 
Ausgangslohnsumme nicht unterschreitet (Lohnsummenregelung). 
Bei der Wahl der vollständigen Befreiung von der Erbschaftsteuer zu 
100 % muss der Erwerber die Behaltensfrist von 7 Jahren einhalten 
und nachweisen, dass er insgesamt die Lohnsumme von 700 % in 
dieser Zeit nicht unterschreitet (Lohnsummenregelung).

2. Kleine Unternehmen: Betriebe mit bis zu 20 Beschäftigten waren 
bisher von der Lohnsummenregelung unabhängig von ihrer Größe 
gänzlich ausgenommen. In Zukunft gilt: 

Beschäftigte im 
Betrieb

Verschonung 
5 Jahre

Lohnsumme 
mindestens:

Verschonung 
7 Jahre

Lohnsumme 
mindestens:

bis zu 5 keine Prüfung keine Prüfung

6 bis 10 250 % 500 %

11 bis 15 300 % 565 %

ab 16 400 % 700 %

3. Begünstigtes Vermögen: Zum Betriebsvermögen zählt alles, was 
der Betrieb braucht, wie z. B. Maschinen oder Fabrikhallen. Grund-
sätzlich nicht zum Betriebsvermögen zählt dagegen Verwaltungs-
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vermögen – zum Beispiel Gebäude, die an Dritte vermietet wurden, 
oder Bargeld. Anders als Betriebsgrundstücke und Maschinen wird 
Verwaltungsvermögen nicht steuerlich verschont. 

• Eine Komplettverschonung zu 100 % ist nur möglich, wenn der 
Anteil an dem im Betriebsvermögen enthaltenen Verwaltungs-
vermögen 20 % nicht übersteigt.

• Geld und geldwerte Forderungen (Finanzmittel) können zu 15 % 
zum steuerrechtlich begünstigten Vermögen gerechnet werden, 
um die notwendige Liquidität des Unternehmens zu sichern. 
Damit sog. Cash-Gesellschaften vermieden werden, muss das 
begünstigungsfähige Vermögen des Betriebs oder der nachge-
ordneten Gesellschaften aber nach seinem Hauptzweck dazu 
dienen, gewerbliche Einkünfte, Einkünfte aus selbstständiger 
Arbeit oder Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft zu erzielen. 

• Überschreitet das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen 90 % 
des gesamten Betriebsvermögens, wird die Verschonung von der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer ausgeschlossen.

• Auch sämtliche Freizeit- und Luxusgegenstände (Kunstgegen-
stände, Yachten etc.), die der privaten Lebensführung dienen, 
werden nicht begünstigt, wenn der Handel mit diesen Gegen-
ständen, deren Herstellung oder Verarbeitung nicht der Haupt-
zweck des Gewerbebetriebs ist.

4. Realistische Vermögensbewertung: Der beim sog. vereinfachten 
Ertragswertverfahren für die Bestimmung des Unternehmenswerts 
maßgebliche Kapitalisierungsfaktor wird angepasst. Der Kapitalisie-
rungsfaktor, der multipliziert mit dem nachhaltig erzielbaren Jah-
resertrag den Unternehmenswert ergibt, wird von 17,86 auf 13,75  
(rückwirkend zum 1.1.2016) abgesenkt. Das Bundesfi nanzministeri-
um wird dazu ermächtigt, durch Rechtsverordnung den Kapitalisie-
rungsfaktor an die Entwicklungen der Zinsstrukturdaten anzupassen.

5. Förderung von Investitionen: Mittel aus einem Erbe, die gemäß 
dem vorgefassten Willen des Erblassers innerhalb von 2 Jahren nach 
seinem Tod für Investitionen in das Unternehmen getätigt werden, 
werden ebenfalls steuerrechtlich begünstigt. Für Schenkungen gilt 
diese Regelung nicht.

6. Wertabschlag für Familienunternehmen: Viele Familienunter-
nehmer unterliegen im Gesellschaftsvertrag erheblichen Restrikti-
onen bei der Entnahme von Gewinnen, bei der Übertragung von Be-
teiligungen oder im Falle des Ausscheidens aus dem Unternehmen. 
Für solche Unternehmen ist ein Bewertungsabschlag von bis zu 30 % 
vorgesehen, wenn entsprechende Regelungen im Gesellschaftsver-
trag 2 Jahre vor dem Erbfall bzw. der Schenkung und 20 Jahre da-
nach Bestand haben. Dazu muss die Satzung Bestimmungen enthal-
ten, die die Entnahme oder Ausschüttung auf höchstens 37,5 % des 
Gewinns beschränken. 

7. Große Betriebsvermögen: Nach dem bisherigen Erbschaft- und 
Schenkungsteuerrecht galten die Verschonungsregeln auch bei der 
Übertragung von großen Betriebsvermögen, ohne dass geprüft wird, 
ob das Vermögen überhaupt einer Verschonung bedarf. 

Nunmehr ist ab einem begünstigten Vermögen von 26 Mio. € pro 
Erwerber eine individuelle Verschonungsbedarfsprüfung oder al-
ternativ ein Verschonungsabschlagsmodell vorgesehen. Bei der 
Verschonungsbedarfsprüfung muss der Erwerber nachweisen, dass 
er persönlich nicht in der Lage ist, die Steuerschuld aus sonstigem 
nicht betrieblichen, bereits vorhandenem oder aus mit der Erbschaft 
oder Schenkung zugleich übergegangenem nicht begünstigten Ver-
mögen zu begleichen. Genügt dieses Vermögen nicht, um die Erb-
schaft- oder Schenkungsteuer betragsmäßig zu begleichen, wird die 
Steuer auf Antrag insoweit erlassen.

Als Alternative zur Verschonungsbedarfsprüfung ist ein Verscho-
nungsabschlag möglich. Bei Vermögen über 26 Mio. € sinkt der 
Abschlag schrittweise, je höher das Betriebsvermögen ist. Der Ver-
schonungsabschlag verringert sich um einen Prozentpunkt für jede 
750.000 €, die der Erwerb oberhalb der Prüfschwelle von 26 Mio. € 
liegt. Bei Vermögen über 90 Mio. € entfällt jeder Abschlag. 

8. Erweiterte Stundungsregelung: Die Zahlung der Erbschaftsteuer 
darf nach dem Willen des Gesetzgebers die Existenz des Unterneh-
mens nicht gefährden, auch wenn dem Steuerpfl ichtigen bei der Be-
darfsprüfung kein Steuererlass gewährt wird. Daher wird ein Rechts-
anspruch auf eine voraussetzungslose Stundung bis zu 7 Jahren bei 
Erwerben von Todes wegen eingeführt. Die Stundung erfolgt für das 
erste Jahr zinslos und erstreckt sich auf die Steuer, die auf das be-
günstigte Vermögen unabhängig von dessen Wert entfällt. Danach 
erfolgt eine jährliche 6%ige Verzinsung. Voraussetzung ist die Ein-
haltung der Lohnsummenregelung und der Behaltensfrist.

9. Inkrafttreten: Das neue Recht gilt rückwirkend für sämtliche Er-
werbe, die nach dem 30.6.2016 erfolgen. 

Anmerkung: Die Neuregelungen sind vielfältig und teilweise tü-
ckisch. Lassen Sie sich im Schenkungsfall und für den Erbfall inten-
siv beraten, bevor Sie die Weichen stellen! Ob diese Neuregelungen 
diesmal verfassungskonform sind, wird bereits jetzt in der Fachlite-
ratur infrage gestellt.

3. Erhöhung des Mindestlohns auf 8,84 € 
je Zeitstunde zum 1.1.2017

Die Mindestlohn-Kommission beschloss den gesetzlichen Mindest-
lohn ab dem 1.1.2017 auf 8,84 € brutto je Zeitstunde festzulegen. 
Das Bundeskabinett stimmte am 26.10.2016 dem Beschluss zu; da-
mit gilt ab 1.1.2017 der neue Mindestlohn. 

Die „Übergangsregelung“, die es in bestimmten Branchen erlaubt, ta-
rifvertraglich vom Mindestlohn abzuweichen, endet am 31.12.2016. 
Ab dem 1.1.2017 müssen die betroffenen Beschäftigten mindes tens 
8,50 € bekommen. Ab dem 1.1.2018 gilt aber auch hier dann der von 
der Mindestlohnkommission neu festgesetzte Mindestlohn.

Zeitungsausträger haben ab dem 1.1.2017 Anspruch auf 8,50 €. Ab 
dem 1.1.2018 gilt auch für sie der neu festgesetzte Mindestlohn. 
Für Saisonarbeitskräfte, z. B. Erntehelfer, gilt der gesetzliche Min-
destlohn. Sie können kurzfristig statt 50 bis zu 70 Tage pro Jahr 
sozialabgabenfrei arbeiten. Diese Regelung gilt noch bis Ende 2018. 

Minijobber: Sofern ein Unternehmen Minijobber beschäftigt, sollte 
es rechtzeitig prüfen, ob der Mindestlohn die jährliche Entgeltgrenze 
von 5.400 € (450 € x 12) bei beschäftigten Minijobbern überschrei-
tet. Dann würde kein beitragsfreier Minijob mehr vorliegen. Hierbei 
sind auch Einmalzahlungen zu berücksichtigen.

Beispiel: Das Unternehmen beschäftigte 2016 für 50 Stunden/Monat 
einen Minijobber zu einem Stundenlohn von 8,50 €. Eine vertraglich 
vorgesehene Einmalzahlung beträgt 250 €. Während 2016 die jähr-
liche Geringfügigkeitsgrenze mit einem Jahresentgelt von 5.350 € 
noch unterschritten wäre (Entgeltgrenze 450 € x 12 Monat = 5.400 
€ im Jahr), hat der Mindestlohn 2017 zur Folge, dass diese Grenze 
um 154 € überschritten wird, denn das Jahresentgelt liegt dann bei 
5.554 €. Das Arbeitsverhältnis wird sozialversicherungspfl ichtig.

Anmerkung: Die Gehälter von Mitarbeitern sind von den betrof-
fenen Unternehmen auf 8,84 € brutto je Arbeitsstunde anzupas-
sen. Insbesondere bei den Minijobbern sollten mit Blick auf die 
450-€-Grenze die Verträge überprüft und ggf. zum 1.1.2017 ge-



ändert werden. Die Aufbewahrungs- und Aufzeichnungspfl ichten 
gelten weiterhin uneingeschränkt fort. Die Unterlagen sind min-
destens 2 Jahre aufzubewahren.

4.  Bonusprogramm mindert nicht 
den Sonderausgabenabzug

Erstattet eine gesetzliche Krankenkasse im Rahmen eines Bonuspro-
gramms dem Krankenversicherten die von ihm getragenen Kosten 
für Gesundheitsmaßnahmen, mindern diese Zahlungen nach einer 
Entscheidung des Bundesfi nanzhofs (BFH) vom 1.6.2016 nicht die 
als Sonderausgaben abziehbaren Krankenversicherungsbeiträge.

Bonuszahlung der Krankenkassen führen nicht dazu, dass sich an 
der Beitragslast der Versicherten zur Erlangung des Basiskranken-
versicherungsschutzes etwas ändert. Die Zahlung hat ihren eigent-
lichen Rechtsgrund in einer Leistung der Krankenkasse, nämlich der 
Erstattung der von den Versicherten getragenen gesundheitsbezoge-
nen Aufwendungen. Die Bonuszahlung steht nicht im unmittelbaren 
Zusammenhang mit den Beiträgen zur Erlangung des Basiskranken-
versicherungsschutzes, sondern stellt eine Erstattung der vom Steu-
erpfl ichtigen getragenen gesundheitsbezogenen Aufwendungen dar. 

Anmerkung: Mit diesem Urteil, das sich lediglich auf die Bonus-
variante in Form einer Kostenerstattung bezieht, widerspricht der 
BFH ausdrücklich der Auffassung der Finanzverwaltung, die in allen 
Krankenkassenleistungen aufgrund eines Bonusprogramms eine Bei-
tragserstattung gesehen hat.

5.  Weihnachtsfeier/Betriebs veranstaltung

Zuwendungen eines Arbeitgebers anlässlich einer Betriebsveranstal-
tung waren bis zum 31.12.2014 bei Überschreiten einer Freigrenze 
(von 110 € je Mitarbeiter und Veranstaltung) als steuerpfl ichtiger 
Arbeitslohn zu qualifi zieren. Für Betriebsveranstaltungen ab dem 
1.1.2015 wurde die bisherige Freigrenze von 110 € in einen „Frei-
betrag“ umgewandelt. Die Umwandlung in einen Freibetrag bedeu-
tet, dass Aufwendungen bis zu dieser Höhe steuerfrei bleiben, auch 
wenn der Betrag pro Veranstaltung und Arbeitnehmer überschritten 
wird. Nur der überschrittene Betrag ist dann steuer- und sozialver-
sicherungspfl ichtig. 

Beispiel: Unternehmer X lädt seine 10 Mitarbeiter zu einer Weih-
nachtsfeier ein. Die Kosten für die Feier betragen 1.500 €. Seit dem 
1.1.2015 gilt: Auch wenn in diesem Fall der Freibetrag von 110 € 
pro Mitarbeiter überschritten wurde, sind hier grundsätzlich nur die 
überschreitenden Aufwendungen in Höhe von (150 € – 110 € Frei-
betrag =) 40 € steuer- und sozialversicherungspfl ichtig. Sie bleiben 
dann sozialversicherungsfrei, wenn sie der Arbeitgeber mit 25 % 
pauschal besteuert. 

Alle Aufwendungen, auch die „Kosten für den äußeren Rahmen der 
Betriebsveranstaltung (z. B. Fremdkosten für Saalmiete und „Event-
manager“), werden  in die Berechnung einbezogen. Gleichfalls sind 
die geldwerten Vorteile, die Begleitpersonen des Arbeitnehmers ge-
währt werden, dem Arbeitnehmer als geldwerter Vorteil zuzurech-
nen. 

Bitte beachten Sie: Eine begünstigte Betriebsveranstaltung liegt 
nur dann vor, wenn sie allen Angehörigen des Betriebs oder eines 
Betriebsteils grundsätzlich offensteht. Eine Betriebsveranstaltung 
wird als „üblich“ eingestuft, wenn nicht mehr als 2 Veranstaltungen 
jährlich durchgeführt werden. Auf die Dauer der einzelnen Veran-
staltung kommt es nicht an. Demnach können auch mehrtägige Be-
triebsveranstaltungen begünstigt sein.

6. Umsatzsteuerliche Behandlung von 
Betriebsveranstaltungen

Die gesetzlichen Regelungen zu Betriebsveranstaltungen, insbe-
sondere die Ersetzung der ehemaligen lohnsteuerlichen Freigrenze 
durch einen Freibetrag, haben grundsätzlich keine Auswirkungen auf 
die umsatzsteuerrechtlichen Regelungen.

Ob eine Betriebsveranstaltung vorliegt und wie die Kosten, die auf 
den einzelnen Arbeitnehmer entfallen, zu berechnen sind, bestimmt 
sich nach den lohnsteuerrechtlichen Grundsätzen.

• Von einer überwiegend durch das unternehmerische Interesse 
des Arbeitgebers veranlassten üblichen Zuwendung ist umsatz-
steuerrechtlich im Regelfall auszugehen, wenn der Betrag je Ar-
beitnehmer und Betriebsveranstaltung 110 € einschließlich Um-
satzsteuer nicht überschreitet. Der Vorsteuerabzug ist in vollem 
Umfang möglich.

• Übersteigt dagegen der Betrag, der auf den einzelnen Arbeit-
nehmer entfällt, pro Veranstaltung die Grenze von 110 € ein-
schließlich Umsatzsteuer, ist von einer überwiegend durch den 
privaten Bedarf des Arbeitnehmers veranlassten unentgeltlichen 
Zuwendung auszugehen. Ein Vorsteuerabzug ist (insgesamt) 
nicht möglich.

Anmerkung: Das Bundesfi nanzministerium stellt in einem Schreiben 
vom 19.4.2016 fest, dass Zuwendungen im Rahmen von Betriebsver-
anstaltungen im Ergebnis nicht zum Teil unternehmerisch und zum 
Teil nicht unternehmerisch wie bei einer gemischten Verwendung 
veranlasst sein können. Diese Sichtweise des Ministeriums ist jedoch 
gerichtlich nicht überprüft.

7.  Sonderabschreibung für kleine 
und mittlere Unternehmen

Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. Maschinen ange-
schafft, können kleine und mittlere Betriebe – unter weiteren Vo-
raussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sowie 
in den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung 
zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von insgesamt bis zu 
20 % in Anspruch nehmen. 

Der Unternehmer kann entscheiden, in welchem Jahr er wie viel Pro-
zent der Sonderabschreibung beanspruchen will und damit die Höhe 
des Gewinns steuern.

Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevanten Betriebs-
vermögensgrenzen betragen bei Bilanzierenden 235.000 € bzw. 
der Wirtschaftswert bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft 
125.000 €; die Gewinngrenze bei Einnahme-Überschuss-Rechnern 
beträgt 100.000 €. 

8.  Investitionsabzugsbetrag 
– neue Regeln ab 2016

Steuerpfl ichtige können für neue oder gebrauchte bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die sie anschaffen oder 
herstellen wollen – unter weiteren Voraussetzungen wie z. B. der 
betrieblichen Nutzung zu mindestens 90 % und Einhaltung be-
stimmter Betriebsgrößenmerkmale bzw. Gewinngrenzen (wie bei der 
Sonderabschreibung) –, bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten steuerlich gewinnmindernd abzie-
hen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den 
drei Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. 



Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.    
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
  abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: September = 107,7; August = 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3; Mai = 107,2; April = 106,9.
(2010 = 100) Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
  

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Durch das Steueränderungsgesetz 2015 wurden die Regelungen zum 
Investitionsabzugsbetrag geändert. Daraus ergeben sich, je nach 
Jahr der Bildung des Investitionsabzugsbetrags unterschiedliche Vo-
raussetzungen. 

Bildung eines Investitonsabzugsbetrags bis zum 31.12.2015: Ein 
Unternehmer will in den nächsten 3 Jahren für seinen Betrieb eine 
„bestimmte“ Maschine im Wert von netto 50.000 € anschaffen. 
Hierfür kann er bereits für 2015 einen Investitionsabzugsbetrag in 
Höhe von 40 % (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch 
nehmen, der sich in diesem Jahr auch gewinnmindernd auswirkt. 

Schafft der Unternehmer nunmehr diese spezielle Maschine, für 
die er den Investitionsabzugsbetrag in Anspruch genommen hat, 
innerhalb der nächsten 3 Jahre an, kann er die Bemessungsgrund-
lage für die weiteren Abschreibungen und Sonderabschreibungen 
auf 30.000 € im Anschaffungsjahr vermindern, um die erforderliche 
steuerliche Hinzurechnung auszugleichen. Zusätzlich kann er eine 
Sonderabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) gewinnmindernd 
ansetzen.

Bildung eines Investitonsabzugsbetrags ab dem 1.1.2016: Durch 
das Steueränderungsgesetz 2015 wurde insofern eine gewisse Fle-
xibilisierung herbeigeführt, als dass ein Investitionsabzugsbetrag 
auch in Anspruch genommen werden kann, ohne dass dafür ein „be-
stimmtes“ Wirtschaftsgut angeschafft werden muss. Voraussetzung 
ist jedoch, dass der Steuerpfl ichtige die Summen der Abzugsbeträge 
und der hinzuzurechnenden oder rückgängig zu machenden Beträge 
nach amtlich vorgeschriebenen Datensätzen durch Datenfernüber-
tragung übermittelt.

Nach wie vor gilt: Die Berücksichtigung des Investitionsabzugsbe-
trags ist in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der 
Abzug erfolgt ist, wenn die geplanten Investitionen unterbleiben. 
Dafür werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entste-
hen Zins aufwendungen!

Investitionsabzugsbetrag nach Außenprüfung: Nach einer Ent-
scheidung des Bundesfi nanzhofs vom 23.3.2016 darf ein Investi-
tionsabzugsbetrag nicht allein deshalb versagt werden, weil der 
Antrag erst nach einer Außenprüfung gestellt wird. Die Steuerver-
günstigung kann danach zur Kompensation eines Steuermehrergeb-
nisses der Außenprüfung eingesetzt werden.

9.  Neue Regelungen für Spenden nachweise 
ab 2017 

Nachdem im Juni auch der Bundesrat dem viel diskutierten Gesetz 
zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens zugestimmt hat, 
ist dieses am 22.7.2016 im Bundesgesetzblatt verkündet worden. 
Im Rahmen der beschlossenen Vereinfachungen bei der Erstellung 
der Einkommensteuerklärungen sind auch die Regelungen über die 
Spendennachweise geändert worden. Die Änderungen gelten für alle 

Zuwendungen der Steuerpfl ichtigen, die dem Zuwendungsempfän-
ger nach 2016 zufl ießen.

Künftig hat der Steuerpfl ichtige die Zuwendungsbestätigungen nur 
noch nach Aufforderung durch das Finanzamt vorzulegen. Die Nach-
weise müssen allerdings vom Zuwendungsempfänger noch ein Jahr 
nach Bekanntgabe des Bescheides aufbewahrt werden, denn so lan-
ge kann das Finanzamt die Vorlage der Nachweise anfordern. 

Beispiel: Für Besteuerungszeiträume ab 2018 ist die Abgabefrist bis 
zum Ende des Februars des zweiten auf den Besteuerungszeitraum 
folgenden Kalenderjahrs verlängert worden, sofern ein Berater mit 
der Erstellung seiner Einkommensteuererklärung beauftragt wurde. 
Der Berater gibt die Steuererklärung für 2018 beispielsweise Mitte 
Februar 2020 ab. Der Bescheid wird am 15.5.2020 bekanntgegeben. 
Die Aufbewahrungspfl icht für die Zuwendungsbestätigung 2018 
läuft bis zum 15.6.2021. 

Anmerkung: Der Zuwendungsempfänger, z. B. ein gemeinnütziger 
Verein, kann die Zuwendungsbestätigung aber auch elektronisch an 
das Finanzamt übermitteln, wenn ihn der Spender dazu bevollmäch-
tigt. Für die Datenübertragung hat der Zuwendungsempfänger Zeit 
bis Ende Februar des Folgejahres nach Ablauf des Besteuerungszeit-
raums. Dieses automatisierte Verfahren bringt den Vorteil, dass der 
Zuwendende keine Bestätigung über die Zuwendung aufbewahren 
muss und der Empfänger kein Doppel. Der Spender kann einen Nach-
weis, z. B. einen Ausdruck der übermittelten Daten, vom Zuwen-
dungsempfänger erhalten.

10.  Kapitalausstattung von GmbH 
soll verbessert werden

Das Bundeskabinett hat am 14.9.2016 den „Gesetzentwurf zur 
Weiterentwicklung der steuerlichen Verlustverrechnung bei Körper-
schaften“ beschlossen. Damit sollen die Rahmenbedingungen für 
die Kapitalausstattung und das weitere Wachstum von Kapitalge-
sellschaften verbessert werden. Vor allem junge Unternehmen mit 
innovativen Geschäftsmodellen sollen – durch Verbesserung ihrer 
Finanzierungsmöglichkeiten – profi tieren. 

Seit 2008 ist die Nutzung von Verlustvorträgen nach einem Ge-
sellschafterwechsel (Mantelkauf) eingeschränkt. Künftig soll die 
steuerliche Verrechnung von Verlusten bei Körperschaften neu aus-
gerichtet werden. Unternehmen, die für ihre Finanzierung auf die 
Neuaufnahme oder den Wechsel von Anteilseignern angewiesen 
sind, sollen jetzt nicht genutzte Verluste bei Anteilserwerben unter 
bestimmten Voraussetzungen (sog. schädlicher Beteiligungserwerb) 
auf Antrag steuerlich berücksichtigen können, sofern sie denselben 
Geschäftsbetrieb nach einem Anteilseignerwechsel fortführen. 

Das Gesetz soll rückwirkend zum 1.1.2016 in Kraft treten. Der Antrag 
kann voraussichtlich erstmals für nach dem 31.12.2015 erfolgende 
Beteiligungserwerbe gestellt werden.


